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Vorwort zur zweiten Auflage

Kommunale Selbstverwaltung im Sinne von Art. 28 Abs. 2 GG meint die bür-
gerschaftliche oder staatsbürgerliche Selbstverwaltung. Die Übermacht der
Verwaltungsbürokratie soll durch Beteiligung der Bürger an der kommunalen
Verwaltung zumindest teilweise aufgehoben werden, oder in den Worten des
Bundesverfassungsgerichts: „Kommunale Selbstverwaltung – wie sie heute
verstanden wird –, das bedeutet ihrem Wesen und ihrer Intention nach Akti-
vierung der Beteiligten für ihre eigenen Angelegenheiten, die die in der öffent-
lichen Gemeinschaft lebenden Kräfte des Volkes zur eigenverantwortlichen
Erfüllung öffentlicher Aufgaben der engeren Heimat zusammenschließt mit
dem Ziel, das Wohl der Einwohner zu fördern und die geschichtliche und hei-
matliche Eigenart zu wahren“ (BVerfGE 11, 266, 275f.).

Nun lässt sich allerdings auf allen Ebenen des Gemeinwesens feststellen,
dass die Beteiligung der Bürger an Wahlen und Abstimmungen rückläufig ist.
Es entsteht dadurch ein Legitimations- und Identifikationsdefizit. Nicht zu-
letzt die Schwierigkeiten bei der Kandidatensuche, die mangelnde Auswahl-
möglichkeit der Wähler und die geringe Wahlbeteiligung führten mancherorts
bereits wieder zur Aussetzung der Direktwahl des Hauptverwaltungsbeam-
ten. Das trifft indes nicht die Wurzel des Problems. Vonnöten ist politische
Bildung auch und gerade für die Bürger der Städte, Gemeinden und Kreise,
sind sie doch die „Keimzellen der Demokratie“ (BVerfGE 95, 408, 419). Vor
diesem Hintergrund möchte der vorliegende Band aufklären über die „Haf-
tung kommunaler Entscheidungsträger“, um eine undifferenzierte Sicht auf
kommunale Mandate und Funktionen als schadensgeneigte Tätigkeit zu neh-
men. Diese Auflage aktualisiert und arrondiert in hoffentlich den Adressaten
verständlicher Sprache die Strukturen und Verhältnisse von Haftung und Ver-
antwortlichkeit unter dem geltenden Recht.

Kiel, im Februar 2013 Prof. Dr. Christoph Brüning
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
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Vorwort zur ersten Auflage

Wer sich im kommunalen Gemeinwesen zur Wahl stellt, muss damit rechnen,
gewählt zu werden. Und wer gewählt wird, übertritt die Schwelle vom priva-
ten bzw. gesellschaftlichen Bereich in den staatlichen Sektor, mit der Folge,
dass zusätzlich zur Verantwortung für sich selbst die für das Gemeinwohl
tritt. Nun mag dieses Risiko für diejenigen, die ein Amt hauptberuflich als Be-
amte übernehmen, überschaubarer sein als für diejenigen, die ehrenamtlich als
Laien ein Mandat annehmen. Doch zum einen sind auch die Anforderungen
an die verschiedenen Funktionsträger unterschiedlich hoch und zum anderen
wird nicht jeder Gewählte zuerst die Schadensgeneigtheit seiner Tätigkeit aus-
loten, sondern sich den Gestaltungsmöglichkeiten zuwenden. Und deshalb
gilt für alle Amts- und Mandatsträger gleichermaßen: Wer sich in Gefahr be-
gibt, kann darin umkommen.

Nicht um Angst zu schüren, Tatendrang zu lähmen oder um zur Abwäl-
zung von Verantwortung zu raten, ist dieses Buch gedacht, sondern um Struk-
turen der Haftung in einer ausdifferenzierten und komplexen Rechtsordnung
offen zu legen, damit ein kommunaler Funktionsträger sich darin zurecht fin-
den kann. Nicht der Beantwortung von Einzelfragen, sondern der Aufklärung
über die wesentlichen Risiken soll das Buch dienen, damit Haftungsfälle ver-
mieden werden. In diesem Sinne soll ein Handlungsrahmen abgesteckt wer-
den, der, wenn er überschritten wird, eine Haftung des kommunalen Akteurs
auslöst. Welche Arten der Haftung es gibt und wie sie ausgestaltet sind, wird
in den nachfolgenden vier Teilen beschrieben. Indem vor allem Nichtjuristen
eine Orientierungshilfe an die Hand gegeben wird, soll die kommunale Selbst-
verwaltung, die auf das Verantwortungsbewusstsein des Gemeindebürgers ge-
gründet ist, gestärkt werden. Denn wer die Rechtsfolgen seines Handelns
überblickt, der wird sich leichter tun, die ihm auferlegte Verantwortung auch
tatsächlich wahrzunehmen.

Gelsenkirchen, im August 2005 Privatdozent Dr. Christoph Brüning
Richter am Verwaltungsgericht
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